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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 80 Ausgegeben Danzig, den 30. November 1938 

Tag Inhalt: Seite 

15. 11. 1938 Verordnung betr. Abänderung des Geſetzes gegen den unlauteren Wettbewerb 677 

19. 11. 1938 Dritte Verordnung zur Abänderung des Senatoren 6ÿ !; 8 677 

19. 11. 1938 Verordnung zum Schutze des Einzelhandels und des Handwer kes. 678 
21. 11. 1938 Verordnung zur Durchführung und Ergänzung der Verordnung über den Ausbau der Renten- 

ir! d LE a sis autora TE ET . 679 


23. 11. 1933 Verordnung zur Anderung der Durchführungsbeſtimmungen zur Verordnung über die Gewährung 
von Kinderbeihilfen an kinderreiche Familien 


199 Verorduung 
betr. Abänderung des Geſetzes gegen den unlauteren Wettbewerb. 
Vom 15. November 1938. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 65, 66 und 70 und § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes verlän⸗ 
gernden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird hiermit folgendes mit Geſetzeskraft ver⸗ 
ordnet: 

Artikel 1 

§ 7b des Geſetzes gegen den unlauteren Wettbewerb in der Faſſung der Verordnung betreffend 
Ausverkaufsweſen und Schutz von Geſchäfts⸗ und Betriebsgeheimniſſen vom 24. November 1932 (G. Bl. 
S. 804) erhält folgenden neuen Abſatz 3: 

„Der Polizeipräſident kann die in § 7 genannten Veranſtaltungen auch dann unter⸗ 
ſagen, wenn die Verſagung durch überwiegende Intereſſen des Gemeinwohls gerechtfertigt iſt. 
Vor Erlaß einer derartigen Anordnung hat er die Induſtrie- und Handelskammer zu Danzig 
zu hören. Gegen die Unterſagung einer Veranſtaltung durch den Polizeipräſidenten iſt inner⸗ 
halb einer Friſt von 8 Tagen die Beſchwerde an den Senat, Abteilung Wirtſchaft, zuläſſig, 
der endgültig entſcheidet.“ 

Der bisherige Abſatz 3 des § 7b wird Abſatz 4. 


Artikel 2 
Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 15. November 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
W 15 Greifer Huth 


200 Dritte Verordnung 
zur Abänderung des Senatorengeſetzes. 
Vom 19. November 1938, 
Auf Grund des $ 1 Ziffer 4 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat vom 


24, Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des ſeine Geltungsdauer verlängernden Geſetzes vom 5. Mai 
1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I : 
Artikel II der Zweiten Verordnung zur Abänderung des Senatorengeſetzes vom 3. November 
1938 erhält nachfolgenden zweiten Abſatz: 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 8. 12. 1938.) 
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„Die Beſtimmung des Artikels I findet auch auf die bei Inkrafttreten dieſer Verordnung 
bereits ausgeſchiedenen Senatoren (hauptamtlichen, nebenamtlichen, beſoldeten und unbeſol⸗ 
deten) Anwendung.“ s 

Artikel II 
Die Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in cae 


Danzig, den 19. November 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
2651 : Greiſer Dr. Wiers⸗Keiſer 


201 Verordnung 


zum Schutze des Einzelhandels und des Sandwertes. 
Vom 19. November 1938. 


Auf Grund von 8 1 Ziffer 68 und 70 und 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273), ſowie des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes verlän⸗ 
gernden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


§ 1 

Verkaufsſtellen, in denen Waren zum Verkauf feilgehalten werden, (Einzelhandelsgeſchäfte) ſowie 
Handwerksbetriebe dürfen nur mit beſonderer Genehmigung neu eröffnet, verlegt gs übernommen 
werden. 

Das gleiche gilt für Verteilungsſtellen von Konſumvereinen, Werktonſman falten. Verſandgeſchäfte, 
Ankaufsſtellen, in denen Waren zum Weiterverkauf an den Großhandel oder den Großabnehmer ange⸗ 
kauft werden, ſowie Annahmeſtellen für Beſtellungen auf Lieferung von Waren im Einzelhandel oder 
gewerbliche Leiſtungen. 

Ebenſo bedarf der Genehmigung die Benutzung von Räumen zur Ausſtellung von Waren, die in 
örtlich davon getrennten Verkaufsstellen zum Verkauf feilgehalten werden (Ausſtellungsräume). 


8 2 

Der Eröffnung oder Übernahme im Sinne des § 1 ſtehen gleich: 

1. die Erweiterung von Verkaufs⸗ oder Werkſtatträumen, wenn die Räume um mehr als 25 qm 
gegenüber dem Zuſtande vergrößert werden, den fie bei Inkrafttreten dieſer Puno oder 
bei Erteilung der Genehmigung hatten; 

2. eine Anderung in der Bezeichnung des Einzelhandelsgeſchäftes auf Geſchäftsſchildern, An⸗ 
ſchlägen, Geſchäftspapieren, Werbeſchriften oder Ankündigungen, wenn durch die geänderte 
Bezeichnung auf eine beſondere Art der Preisſtellung oder auf den Bezug der Ware von 
einem beſtimmten Verkaufsunternehmen hingewieſen wird; 

3. die Ausdehnung des Verkaufs auf Warengattungen, die bisher in der Verkaufsſtelle nicht feil⸗ 
geboten wurden; f 

4. die Übernahme eines im $ 1 Abſatz 1 und 2 genannten Betriebes durch einen Pächter und 
nach Ablauf eines Pachtvertrages durch den Verpächter. 


1 § 3 
Unter die Beſtimmungen dieſer Verordnung fällt aud jede wirtſchaftliche Tätigkeit oder Mal 
nahme, die geeignet wäre, eine nach dieſer Verordnung notwendige Genehmigung zu umgehen. Dieſes 
gilt insbeſondere für die Verſchleierung der Übernahme eines Einzelhandelsgeſchäftes oder Handwerks⸗ 
betriebes durch Einſetzung eines Stellvertreters oder ſonſtigen Bevollmächtigten. 


f | $4 
Sit für Die Eröffnung, Verlegung oder Übernahme eines der in 8 1 Abſatz 1 sath 2. as 
Betriebe eine Genehmigung nach der Gewerbeordnung notwendig und erteilt, fo iſt die Erlangung einer 
Genehmigung nach der vorliegenden Verordnung nicht erforderlich. 
“Unter die Beſtimmungen dieſer Verordnung fällt nicht das Feilhalten von Waren oder Anbieten 
gewerblicher Leiſtungen auf öffentlichen Wegen, Straßen oder Plätzen, im un» im Marktver⸗ 
kehr, auf Ausſtellungen, Auktionen und Meſſen. > ode a a 
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85 
Für die Erteilung der Genehmigungen find zuständig bei Betrieben des Einzelhandels 
die Induftrie- und Handwerkskammer zu Danzig, 
bei Handwerksbetrieben 
die Handwerkskammer zu Danzig. 
Zweifel, die ſich im Einzelfalle über die Zuſtändigkeit einer der beiden Kammern ergeben, ent⸗ 
ſcheidet der Senat der Freien Stadt Danzig. 
§ 6 
Gegen Entſcheidungen der Kammern, durch die beantragte Genehmigungen abgelehnt oder von 
Auflagen oder Beſchränkungen abhängig gemacht werden, iſt die Beſchwerde an den Senat der Freien 
Stadt zuläſſig. Die Beſchwerde muß innerhalb einer Friſt von 2 Wochen nach Empfang der Ent⸗ 
ſcheidung der Kammern eingelegt werden. Der Senat entſcheidet endgültig. 


, § 7 

Im Bereiche des Einzelhandels kann die Induſtrie⸗ und Handelskammer zu Danzig und im Be⸗ 
reiche des Handwerks die Handwerkskammer zu Danzig die Weiterführung eines Betriebes unterjagen, 
wenn Tatſachen die Annahme rechtfertigen, daß die Führung des Betriebes in einer Weiſe erfolgt, die 
den Intereſſen der Allgemeinheit offenſichtlich in grober Weiſe widerſpricht. 

Die Beſtimmung des $ 5 Abſatz 2 findet Anwendung. 

Gegen die Entſcheidung der Kammern iſt die Beſchwerde beim Senat der Freien Stadt Danzig zu⸗ 
läſſig. Die Beſchwerde iſt innerhalb einer Friſt von 2 Wochen nach Empfang der Entſcheidung der 
Kammern einzulegen. Der Senat entſcheidet endgültig. ’ 

Die Geltendmachung von Schadenserſatzanſprüchen iſt ausgeſchloſſen. 


8 8 
Betriebe und Ausſtellungsräume, die entgegen den Vorſchriften dieſer Verordnung beſtehen, ſind 
von der Polizeibehörde zu ſchließen. Hin) 8 
Wer vorſätzlich oder fahrläſſig einen der in $ 1 Abſatz 1 und 2 genannten Betriebe führt oder 
einen Ausſtellungsraum benutzt, ohne nach dieſer Verordnung dazu berechtigt zu ſein, wird mit Geld⸗ 
ſtrafe bis zu G 10000,— beſtraft. Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag des Senats der Freien 
Stadt Danzig ein. 
8 9 
Für Verkaufsſtellen, Verteilungsſtellen und Handwerksbetriebe, für die zur Zeit des Inkrafttretens 
dieſer Verordnung eine nach der Verordnung zum Schutze des Einzelhandels vom 3. Oktober 1933 
(G. Bl. ©. 485) in der Faſſung der Verordnung vom 28. Juli 1934 (G. Bl. S. 587) und der Ver⸗ 


ordnung zum Schutze des Einzelhandels und des Handwerks vom 14. März 1935 (G. Bl. S. 425) not⸗ 


wendige Genehmigung nicht vorliegt, iſt die Genehmigung nach der vorliegenden Verordnung erfor⸗ 
derlich. i 5 int 
Für Ausſtellungsräume, die zur Zeit des Inkrafttretens dieſer Verordnung als ſolche benutzt 
werden, iſt der Antrag auf Genehmigung innerhalb von 14 Tagen nach Inkrafttreten dieſer Verord⸗ 
nung zu ſtellen. Bis zur Entſcheidung über den Antrag iſt die Weiterbenutzung der Ausſtellungsräume 
zuläſſig. i 
: § 10 

Die Verordnung tritt 8 Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die Verordnung zum Schutze des Einzelhandels und des Handwerks vom 14. März 
1935 (G. Bl. S. 425) außer Kraft. 


Danzig, den 19. November 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
W 2020 Greiſer “Huth 


202 Verordnung 
zur Durchführung und Ergänzung der Verordnung über den Ausbau der Nentenverſicherung. 
Vom 21. November 1938. 
Auf Grund des $ 61 und des $ 69 der Verordnung über den Ausbau der Rentenverſicherung 
vom 24. März 1938 (G. Bl. S. 97) ſowie des $ 1268 Abf. 4 der Reichsverſicherungsordnung und 
des § 33 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes wird verordnet: 61 9 9 


yl 
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rt 


Zu 89 62 ff. 


Zu 8 67 
Abſ. 1 


u Schluß⸗ 
8 a tes 
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Abſchnitt I 
Durchführung des Gefeges 
Artikel 1 
Steigerungsbeträge für Hilfsdienſtpflichtige und Kriegsteilnehmer 
$ 1 


(1) Für die Zeit der Erfüllung der Dienſtpflicht im Danziger Staatlichen Hilfsdienſt werden Stei⸗ 
gerungsbeträge nach den Sätzen der zweiten Klaſſe gewährt. 


(2) Die Steigerungsbeträge werden aus dem Verſicherungszweige geleiſtet, zu dem der letzte Bei⸗ 


“tag vor der Erfüllung der Hilfsdienſtpflicht entrichtet ijt. Hat ein Verſicherter in dieſem Zeitpunkt meh- 


reren Verſicherungszweigen gleichzeitig angehört, ſo wird der Steigerungsbetrag nur aus dem Ver⸗ 
ſicherungszweige gewährt, in dem er am höchſten iſt. 

(3) Sind für die Zeit der Erfüllung der Hilfsdienſtpflicht freiwillige Beiträge entrichtet, ſo werden 
für ſie Steigerungsbeträge neben denen der Abſ. 1 und 2 gewährt. 

$2 

(1) Der § 1 gilt für die aus der Rentenverjiherung der Arbeiter für die Zeit der Teilnahme 
am Weltkrieg zu gewährenden Steigerungsbeträge entſprechend. Soweit Steigerungsbeträge aus der 
Rentenverſicherung der Angeſtellten für die Zeit der Teilnahme am Weltkrieg in Renten enthalten 
ſind, die bei Verkündung dieſer Verordnung laufen, bewendet es hierbei. 

(2) Die Zeit der Kriegsgefangenſchaft wird als Kriegsdienſtzeit angerechnet, wenn nicht nachge⸗ 
wieſen iſt, daß eigenes Verſchulden vorgelegen hat. 


§ 3 

(1) Die Steigerungsbeträge nach § 1 werden den Landesverſicherungsanſtalten für Invalidenver⸗ 
ſicherung und für Angeſtellte vom Staat erſtattet. 

(2) Zu den Steigerungsbeträgen nach § 2 leiſtet der Staat an die Landesverſicherungsanſtalt für 
Invalidenverſicherung ab 1. April 1938 einen jährlichen Beitrag in Höhe von 123000 Gulden in 
monatlichen Teilen. 

8 4 
Das Landesverſicherungsamt kann Näheres, insbeſondere über den m der nach SS 1 und 2 
anzurechnenden Zeiten beſtimmen. 
Artikel 2 
Sonſtige Durchführungsvorſchriften 
8 5 

(1) Soweit die Gewährung der in dem Geſetz vorgeſehenen Leiſtungsverbeſſerungen von einem An⸗ 
trag abhängt, ſind die Leiſtungen rückwirkend vom 1. April 1938 an zu gewähren, wenn der Antrag bis 
zum 30. Juni 1938 eingegangen it (§ 1613 der Reichsverſicherungsordnung). 

(2) Im Falle des § 1273 der Reichsverſicherungsordnung iſt die Rente, die dem Verſicherten bei 
ſeinem Tode zuſtand oder zugeſtanden hätte, einſchließlich der Kinderzuſchüſſe nach den neuen Vor⸗ 
ſchriften zu berechnen, wenn dieſe Berechnung für die Hinterbliebenen günſtiger iſt. 


§ 6 


Wird ein Rentenanſpruch allein durch die Halbdeckung begründet, fo kann die Rente nicht für die 
Zeit vor dem 1. April 1938 gezahlt werden. 


8 7 
Sind Leiſtungen neu feſtzuſtellen, ſo dürfen die neuen Bezüge insgeſamt nicht niedriger ſein als 


kerstin die bisherigen. 


Zu 8 4 


Abſchnitt I ; 
Ergänzung des Geſetzes 
Artikel 1 
Anderung der Reichs verſicherungsordnung 
§ 8 
Dem $ 1244 der Reichsverſicherungsordnung wird folgender Satz 4 angefügt: 


„Die Weiterverſicherung iſt nur in einem Verſicherungszweig zuläſſig, in dem fiel desen ein 
Beitrag auf Grund der Verſicherungspflicht entrichtet worden iſt.“ 


Zu § 6 


Zu § 8 


Bu § 20 


Zu $ 37 


Zu 8 43 


Bu § 6 
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§ 9 
1. Dem $ 1256 Abj. 1 Nr. 4 der Reichsverſicherungsordnung wird folgender Gag angefügt: 
„Hierbei find auch ſolche Kinder zu berückſichtigen, die zur Zeit des Todes des Verſicherten 
noch nicht lebten, aber bereits erzeugt waren.“ 
2. Dem § 1236 der Reichsverſicherungsordnung wird folgender Abſ. 2 angefügt: 
„Witwenrente im Sinne dieſer Vorſchrift ijt nicht die Rente nach $ 1256 Abſ. 1 Nr. 4.“ 
§ 10 
Dem $ 1262 Abſ. 4 der Reichsverſicherungsordnung wird folgender Satz angefügt: 
„Dieſe Erſatzzeiten ſtehen inſoweit Pflichtbeiträgen gleich.“ 
§ 11 
Im $ 1309 a Abſ. 1 der Reichsverſicherungsordnung erhält Satz 2 folgende Faſſung: 
„Vorausſetzung iſt, daß die Anwartſchaft bis zum Beginn des Kalenderjahres der Eheſchließung 
erhalten und ſpäteſtens zwei Jahre nach der Eheſchließung die Wartezeit nach $ 1262 Abſ. 1 
erfüllt iſt; der § 1265 gilt entſprechend.“ 
$ 12 
Im § 29 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung wird „vorbehaltlich des § 1446 Ab]. 2 und der 
55 1462, 1464“ erſetzt durch „vorbehaltlich der $$ 1445 c, 1462, 1464“, 
§ 13 
Dem $ 1544 K Ab]. 3 der Reihsverjiherungsordnung wird folgender Satz 4 angefügt: 
„Die Verſicherungsträger können mit Zuſtimmung des Landesverſicherungsamts vereinbaren, 
daß der zuſtändige Verſicherungsträger eine Sache an einen anderen abgibt.“ 
Artikel 2 
Anderung des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes 
i § 14 
Im $ 12 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes wird folgender Abſ. 2 angefügt: 
„Witwenrente im Sinne dieſer Vorſchrift iſt nicht die Rente nad $ 1256 Abſ. 1 Nr. 4 der 
Reichsverſicherungsordnung.“ 


Abſchnitt III 
Die Vorſchriften dieſer Verordnung finden auf den Verſicherungsträger der Invalidenverſicherung 
bei den Polniſchen Staatsbahnen im Gebiet der Freien Stadt Danzig einſtweilen keine Anwendung. 
Danzig, den 21. November 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Se I. E519 Greiſer Dr. Wiers⸗Keiſer 


203 Verordnung 

zur Anderung der Durchführungsbeſtimmungen zur Verordnung über die Gewährung von 

Kinderbeihilfen an kinderreiche Familien. 
Vom 23. November 1938. 
Auf Grund des $ 2 der Verordnung über die Gewährung von Kinderbeihilfen an kinderreiche 

Familien vom 29. 10. 38 wird der $ 2 der Durchführungsbeſtimmungen hierzu wie folgt geändert: 

1. im Abſatz 1 kommt an Stelle „§ 2“ die Faſſung „§ 1“ 

2. im Abſatz 2 kommt an Stelle „§ 13“ die Faſſung ,,§ 1“. 


Danzig, den 23. November 1938. 


Der Finanzſenator 
F. Fz. S. 6644 Dr. Hoppenrath 


Herausgeber: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


1058 
. 


